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Disease-Management-Programme, Methodenbewertung, 
Veranlasste Leistungen 

Sonderregelungen des G-BA gelten mehrheit-
lich unabhängig von der epidemischen Notlage 
Berlin, 24. November 2021 – Auf die meisten Corona-Sonderregelungen 
des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) hat das Auslaufen der epi-
demischen Lage nationaler Tragweite am morgigen Donnerstag, 25. No-
vember 2021, keine Auswirkung. Sie wurden vom G-BA bereits im Sep-
tember bis zum 31. Dezember 2021 verlängert. Dazu zählen beispiels-
weise die telefonische Krankschreibung bei leichten Atemwegserkran-
kungen, die erleichterten Vorgaben für Verordnungen oder die teleme-
dizinische Heilmittelbehandlung. 

An die epidemische Lage nationaler Tragweite sind vom G-BA nur we-
nige Regelungen aus den Bereichen Arzneimittelversorgung, Disease-
Management-Programme (DMP), Kinder-Vorsorgeuntersuchungen und 
Krankentransport zeitlich gebunden worden. Während die meisten Son-
derregelungen zum Entlassmanagement nach einem Krankenhausauf-
enthalt durch die SARS-CoV-2-Arzneimittelversorgungsverordnung auf-
gefangen wurden und erst am 31. Mai 2022 außer Kraft treten, gilt für 
die anderen Bereiche im Einzelnen Folgendes:  

• Krankentransport: Der G-BA berät in seiner nächsten Ple-
numssitzung am 2. Dezember 2021 über die Verlängerung einer 
Corona-Sonderregelung zur Verfahrenserleichterung für Kran-
kentransporte. Diese Sonderregelung ermöglicht derzeit, dass 
COVID-Erkrankten oder unter behördlicher Quarantäne stehen-
den Versicherten ein Krankentransport zu nicht aufschiebbaren 
ambulanten Behandlungen ohne vorherige Genehmigung durch 
die Krankenkasse verordnet werden kann. Diese Regelung würde 
entsprechend dem vorbereiteten Beschluss rückwirkend zum 
26. November 2021 in Kraft treten, also zum Zeitpunkt des Aus-
laufens der epidemischen Lage von nationaler Tragweite, und da-
mit ohne Unterbrechung an die derzeitige Versorgungspraxis an-
schließen. 

• Disease-Management-Programme: Eine Übergangsfrist bis zum 
Ende des Jahres gilt ebenfalls bei den Sonderregelungen für 
DMP: Bis 31. Dezember 2021 müssen Patientinnen und Patien-
ten nicht verpflichtend an DMP-Schulungen teilnehmen. Die ei-
gentlich übliche quartalsbezogene Dokumentation ist in diesem 
Jahr ebenfalls nicht erforderlich. Ob eine Verlängerung der bis-
herigen Regelungen sowohl dem Pandemiegeschehen als auch 
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  einer angemessenen Behandlung chronisch Kranker im DMP ge-
recht wird, prüft der G-BA zurzeit. 

• Kinder-Früherkennungsuntersuchungen: Nach dem Auslaufen 
der Feststellung  einer epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite greift bei den Kinder-Früherkennungsuntersuchungen (U 6 
bis U 9) eine Übergangsfrist: Bis zum 25. Februar 2022 können 
die eigentlich vorgegebenen Untersuchungszeiträume weiterhin 
überschritten werden. Der G-BA prüft zudem, ob eine weitere 
Verlängerung dieser Regelungen notwendig ist. Nach erster fach-
licher Einschätzung könnten diese Ausnahmeregelungen zeitnah 
durch einen Beschluss des G-BA verlängert werden. 

Hinweis: In seiner nächsten Plenumssitzung am 2. Dezember 2021 ent-
scheidet der G-BA voraussichtlich auch über eine Verlängerung jener 
Sonderregelungen zu ärztlich verordneten Leistungen, die derzeit bis 
31. Dezember 2021 befristet sind. 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 73 Millionen Versicherte. Der 
G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. 
Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entspre-
chend der Patientenbeteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an 
den Beratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament 
durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die kon-
krete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charak-
ter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Not-
wendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem 
hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssiche-
rung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de. 
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